(GNUU = Gesamtverband Natur und Umweltschutz Unterweser)

GNUU Stellungnahme 

Neufassung Brem. WasserGesetz vom.20.05.03

Bremen, den 18.6.03

Sehr geehrter Herr Schmid,

der GNUU begrüßt vom Grundsatz her die Integration der WRRL in das Bremische WasserGesetz.. Er geht davon aus, daß mit dieser Anpassung die rechtlichen Voraussetzungen geschaffen werden, um einen guten ökologischen und chemischen Zustand von Oberflächengewässern, Grundwasserkörper und der damit verbundenen Ökosysteme zu erreichen.

Um dieses Ziel zu erreichen, hält der GNUU es für erforderlich, in stärkerem Maß als im vorliegenden Entwurf erkennbar den Abwägungsprozeß hinsichtlich von Nutzungsinteressen stärker einzugrenzen. Es sollte geprüft werden, wo Möglichkeiten bestehen, die von der EU zugelassenen „Schlupflöcher“, die eine Umsetzung der Ziele verwässern oder verzögern , zumindest kleiner zu machen. So erscheinen dem GNUU z.B. die Fristsetzungen für die Umsetzung des Maßnahmekataloges (15 Jahre plus zweimal 6 Jahre) bei weitem zu lang, zumal für Bremen als kleinstes Bundesland mit kleinem Gewässereinzugsgebiet sowie kurzen Wegen der Abstimmung. 

Darüber hinaus hält der GNUU es für erforderlich, einige Bremen-spezifische Sachverhalte im Brem. Wassergesetz neu zu regeln, die zwar nicht direkt Schwerpunkt der WRRL sind, die aber sehr wohl deren Zielsetzung entsprechen und die für die Zukunftsfähigkeit unseres Gemeinwesens immer wichtiger werden.

Dies betrifft das Thema Überschwemmungsgebiete. Da man wohl davon ausgehen muß, dass extreme Hochwasserereignisse künftig häufiger werden, müssen entsprechende Vorkehrungen getroffen werden, das Hochwasserrisiko zu minimieren. 

· Anstelle einer Ermächtigung der Wasserbehörde sollte eine Verpflichtung des Landes Bremen zur Feststellung, Erhaltung und – soweit erforderlich - zur Wiederherstellung von Überschwemmungsgebieten treten. 

· In jüngster Zeit gibt es deutliche Tendenzen, bestehenden Überflutungsraum weiter einzuschränken, so aktuell im Raum Brokhuchting sowie potentiell im Bereich der Pauliner Marsch, wo ständig Sachwerte neu errichtet werden und wo die Forderung nach einer Eindeichung dieses Gebietes bald fast zwangsläufig die Folge sein wird. In Überschwemmungsgebieten sollte ein striktes Bauverbot gelten mit Ausnahme von Bauten für wasserwirtschaftliche Zwecke. In der geltenden Fassung des Gesetzes können Gründe des Allgemeinwohls für Ausnahmeregelungen zugelassen werden. Der GNUU fordert die Umkehrung dieser Fassung: aus Gründen des Allgemeinwohls und der allgemeinen Existenzsicherung müssen Überschwemmungsgebiete in dem hier beschriebenen Sinn betrachtet werden.

[image: image1.wmf]Im Einzelnen nehmen wir zum 

BremWG, Änderungsentwurf vom 20. Mai 2003 wie folgt

Stellung:

§ 2

Grundsatz

(1) Die direkt vom Wasser (

aquatischen Ökosystemen) abhängigen Landökosysteme und

Feuchtgebiete sollten an den Anfang des Absatzes gestellt werden, um den ihnen

zukommenden Stellenwert bei Erreichen des angestrebten guten Zustands von Oberflächen-

und Grundwasser angemessen zu würdigen.

Der Begriff der nachhaltigen Entwicklung sollte explizit über das gängige Verständnis von

nachhaltiger Entwicklung im Sinne umweltverträglicher Nutzung hinausweisen. Zur

Nachhaltigkeit gehören für uns gerade im Bereich der 

wassergeprägten Lebensräume auch

Landschaftsteile ohne Nutzung (Wildnis).

(2) Wir bitten sicherzustellen, dass durch die Streichung des bisherigen zweiten Absatzes

im Falle von erheblich veränderten bzw. künstlichen Gewässern keine Verschlechterung

gegenüber der bisherigen Fassung des BWG eintritt.

§ 75

Schutzstreifen

Die ökologische Bedeutung von Gewässerrandstreifen ist stärker zu berücksichtigen. Sie

können durchaus einen erheblichen Beitrag zum guten Zustand von

Oberflächenwasserkörpern leisten: Als Beispiel sei ihr Beitrag zur Verbesserung der

morphologischen Qualität von Flüssen genannt, die sich auf diesen Flächen naturnah

entwickeln kann, ohne mit Landnutzungen in direkten Konflikt zu geraten.

§ 78

Benutzung zu Zwecken der Fischerei

Der Begriff ‚signifikant’ sollte gestrichen werden, damit alle nachteiligen Auswirkungen

vermieden werden können.

Kapitel III

Stauanlagen (§§ 79ff)

Der Aspekt der Durchgängigkeit von Fliessgewässern als wichtiges Qualitätsmerkmal eines

guten Zustandes sollte unbedingt ergänzt werden.

Wir verweisen in diesem Zusammenhang auf entsprechende Regelungen im Entwurf eines

Gesetzes zur Änderung des Landeswassergesetzes Schleswig-Holstein v. 16.8.02 (§28).

§ 84

Ablassen aufgestauten Wassers

Ökologische Beeinträchtigungen sind bisher nicht erwähnt, dieser Aspekt ist zu ergänzen, da

das Einlassen aufgestauten Wassers erwiesenermaßen den Zustand von Fließgewässern

verschlechtern kann.

Abschnitt 2- Überschwemmungsgebiete (§§91-93) 

(vgl. auch Einführung)

Nicht zuletzt im Rückblick auf die Hochwasserereignisse der Sommer 2001 und 2002 halten

wir hier weitergehende Regelungen für unverzichtbar:

§ 91 Überschwemmungsgebiete sind festzusetzen

§93 Überschwemmungsgebiete sind, soweit erforderlich, wiederherzustellen
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Im Einzelnen nehmen wir zum BremWG, Änderungsentwurf vom 20. Mai 2003 wie folgt Stellung:


§ 2
Grundsatz


(1) Die direkt vom Wasser (aquatischen Ökosystemen) abhängigen Landökosysteme und Feuchtgebiete sollten an den Anfang des Absatzes gestellt werden, um den ihnen zukommenden Stellenwert bei Erreichen des angestrebten guten Zustands von Oberflächen- und Grundwasser angemessen zu würdigen.


Der Begriff der nachhaltigen Entwicklung sollte explizit über das gängige Verständnis von nachhaltiger Entwicklung im Sinne umweltverträglicher Nutzung hinausweisen. Zur Nachhaltigkeit gehören für uns gerade im Bereich der wassergeprägten Lebensräume auch Landschaftsteile ohne Nutzung (Wildnis).


(2) Wir bitten sicherzustellen, dass durch die Streichung des bisherigen zweiten Absatzes


im Falle von erheblich veränderten bzw. künstlichen Gewässern keine Verschlechterung gegenüber der bisherigen Fassung des BWG eintritt. 


§ 75
Schutzstreifen


Die ökologische Bedeutung von Gewässerrandstreifen ist stärker zu berücksichtigen. Sie können durchaus einen erheblichen Beitrag zum guten Zustand von Oberflächenwasserkörpern leisten: Als Beispiel sei ihr Beitrag zur Verbesserung der morphologischen Qualität von Flüssen genannt, die sich auf diesen Flächen naturnah entwickeln kann, ohne mit Landnutzungen in direkten Konflikt zu geraten.


§ 78
Benutzung zu Zwecken der Fischerei


Der Begriff ‚signifikant’ sollte gestrichen werden, damit alle nachteiligen Auswirkungen vermieden werden können.


Kapitel III
Stauanlagen (§§ 79ff)


Der Aspekt der Durchgängigkeit von Fliessgewässern als wichtiges Qualitätsmerkmal eines guten Zustandes sollte unbedingt ergänzt werden. 


Wir verweisen in diesem Zusammenhang auf entsprechende Regelungen im Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Landeswassergesetzes Schleswig-Holstein v. 16.8.02 (§28).


§ 84
Ablassen aufgestauten Wassers


Ökologische Beeinträchtigungen sind bisher nicht erwähnt, dieser Aspekt ist zu ergänzen, da das Einlassen aufgestauten Wassers erwiesenermaßen den Zustand von Fließgewässern verschlechtern kann.


Abschnitt 2- Überschwemmungsgebiete (§§91-93) (vgl. auch Einführung)


Nicht zuletzt im Rückblick auf die Hochwasserereignisse der Sommer 2001 und 2002 halten wir hier weitergehende Regelungen für unverzichtbar:


§ 91 Überschwemmungsgebiete sind festzusetzen


§93 Überschwemmungsgebiete sind, soweit erforderlich, wiederherzustellen


Ohne ausreichend bemessene und rechtsverbindliche Festsetzung der Überschwemmungsgebiete ist der geforderte gute Zustand u.E. nicht erreichbar. Die WRRL hat gem. Art.1 den Beitrag zur Minderung der Auswirkungen von Überschwemmungen explizit im Zielkatalog.


Kapitel V
Bewirtschaftungsziele (§ 95)


Wir halten eine stärkere Berücksichtigung der von aquatischen Ökosystemen landabhängigen Landökosysteme und Feuchtgebiete für wünschenswert. (siehe auch §2)


§ 95c Fristen zur Erreichung der Bewirtschaftungsziele


(2)1. Uns ist nicht einsichtig, warum die notwendigen Verbesserungen aufgrund der natürlichen Gegebenheiten nicht fristgerecht erreicht werden können. Wir schlagen vor, diesen Passus zu streichen.


§ 95d
Ausnahmen von Bewirtschaftungszielen


Die Fülle der Ausnahmetatbestände erschwert unseres Erachtens das Erreichen der vorgegebenen Ziele ganz erheblich. Wir halten eine Eingrenzung der rechtlich zulässigen Ausnahmen für zwingend, wenn der angestrebte gute Zustand Wirklichkeit werden soll.


§ 99
Umfang der Unterhaltung


Aus unserer Sicht stellt die geplante Änderung keine Verbesserung dar, sie stellt vielmehr offenbar eine Verschlechterung dar, indem das bisherige Ziel der Entwicklung eines naturnahen Zustands entfällt. Es ist in jedem Falle sicherzustellen, dass die Qualitäten des gültigen LWG nicht (in Teilen) verloren gehen.


(2) Wir regen an, statt des Begriffes ‚standortgerecht’ den Begriff ‚standortheimisch’ zu verwenden, um die Förderung von typischen Holzarten der bremischen Landschaft sicherzustellen (insb. Erle und Weide).


Verordnung zum Schutz der Binnenoberflächengewässer, der Übergangsgewässer und des Grundwassers (BremBÜGV)


Die zum Gesetzentwurf vorstehend gemachten Ausführungen sind aus unserer Sicht sinngemäß in die Verordnung zu integrieren. Wir bitten um Verständnis, dass uns im Rahmen der gesetzten Frist eine eingehende Prüfung des Verordnungsentwurfs nicht möglich ist.



